
  
  

Informationen zu den AK-Mitgliedsbeiträgen 

Gültig ab Januar 2016 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhebt die Arbeitskammer des Saarlandes von den in einem 

saarländischen Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern Beiträge. Betriebe sind im Saarland 

gelegene Arbeitsstätten. Arbeitsstätten im Sinne dieser Verordnung sind insbesondere die im 

Saarland gelegenen Betriebsstätten sowie die Zweigniederlassungen und Nebenstellen von 

Unternehmen, die ihren Hauptsitz außerhalb des Saarlandes haben, die Dienststellen im 

Bereich des öffentlichen Dienstes, die Arbeitsstätten der freien Berufe und der 

Privatpersonen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beiträge von den Arbeitnehmern 

einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen. 

Arbeitnehmer im Sinne dieser Bestimmung und damit Mitglieder der Arbeitskammer des 

Saarlandes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zur Berufsausbildung Beschäftigten, die 

allerdings nicht beitragspflichtig sind. Darunter fallen Anlernlinge, Praktikanten oder sonst in 

einem Ausbildungsverhältnis Stehende. Als Arbeitnehmer gelten nicht: 

• 

• 

• 

in Betrieben einer juristischen Person die Mitglieder des Organs, das zur gesetzlichen 

Vertretung der juristischen Person berufen ist; 

die Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft oder die Mitglieder einer 

anderen Personengesamtheit; 

die leitenden Angestellten, wenn sie zur selbstständigen Einstellung und Entlassung 

von im Betrieb oder in der Betriebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt 

sind oder wenn ihnen Generalvollmacht oder Prokura erteilt ist; 

Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern 

vorwiegend durch Beweggründe karitativer oder religiöser Art bestimmt ist; 

Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern die 

vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, sittlichen Besserung oder 

Erziehung beschäftigt werden; 

• 

• 

• Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte ersten 

Grades, die in häuslicher Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber leben. 



  
 
 
  

Diese Bestimmungen finden keine Anwendung auf Vorstandsmitglieder, gesetzliche 

Vertreter sowie leitende Angestellte von Berufsorganisationen der Arbeitnehmer, die folglich 

beitragspflichtig sind. 

Die Beiträge zur Arbeitskammer sind Monatsbeiträge. Sie richten sich nach der Höhe des 

Bruttoarbeitsentgelts, dass der Arbeitnehmer aus einem oder mehreren Dienstverhältnissen 

im Monat bezogen hat. 

Der Arbeitskammerbeitrag beträgt 0,15 % des monatlichen Bruttoarbeitsentgelts. Er richtet 

sich nach der Höhe des Bruttoarbeitsentgelts, dass der Sozialversicherungspflicht 

unterlegen hat oder im Versicherungsfall unterlegen hätte. Geringfügig Beschäftigte gemäß § 

8 SGB IV unterliegen nicht der Beitragspflicht zur Arbeitskammer des Saarlandes. Durch die 

Änderung des Gesetzes für geringfügig Beschäftigte zum 1. April 2003 ergibt sich für die 

Einbehaltung und Abführung des Arbeitskammerbeitrages folgendes: Der monatliche Beitrag 

zur Arbeitskammer des Saarlandes im Übergangsbereich ist von dem fiktiven Arbeitsentgelt zu 

berechnen (siehe nachfolgende Tabelle).  

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die festgesetzten Beiträge jeweils bei der Lohnzahlung vom 

Arbeitnehmer einzubehalten und monatlich mit den fälligen Steuerabzugsbeträgen an das 

zuständige Finanzamt einzuzahlen. Mit der Einzahlung ist dem Finanzamt ein Nachweis 

einzureichen, der folgende Angaben zu enthalten hat: 

• 

• 

• 

Bezeichnung der Arbeitsstätte, 

Gesamtzahl der beitragspflichtigen Arbeitnehmer, 

Gesamtsumme der für den Anmeldungszeitraum einbehaltenen Beträge. 

Im Falle der Verzichtserklärung auf Beitragsermäßigung seitens des 

Arbeitnehmers gilt als Bemessungsgrenze das sozialversicherungspflichtige 

Bruttoarbeitsentgelt. Der Höchstbetrag, von dem der Arbeitskammerbeitrag zu berechnen 

ist, beträgt 100 % der jeweils geltenden Beitragsbemessungsgrenze zur 

Rentenversicherung. Bemessungsgrundlage für die Berechnung der einzubehaltenden 

Arbeitskammerbeiträge ist die für das jeweilige Kalenderjahr maßgebende Lohnsteuer- 

Tabelle für monatliche Lohnzahlungen. Arbeitgeber, die eine maschinelle Lohnabrechnung 

durchführen, können die Arbeitskammerbeiträge entsprechend dem dort angewandten 

Verfahren berechnen. Bei der Beitragsfestsetzung bleiben Bruchteile eines Cent, die sich bei 

der Berechnung ergeben, außer Ansatz. 



  
 
 
  

Diese Nachweisung ist mit dem Formular für die Lohnsteueranmeldung verbunden. Sofern 

Lohnzahlungsanmeldungen an die saarländischen Finanzämter nicht abzugeben sind, haben 

die Arbeitgeber die einbehaltenen Beiträge zur Arbeitskammer an das für die im Saarland 

gelegenen Arbeitsstätten örtlich zuständige Finanzamt abzuführen. Unterhält der Arbeitgeber 

im Saarland mehrere Arbeitsstätten, für die verschiedene Finanzämter örtlich zuständig sind, 

so sind die Beiträge an das Finanzamt abzuführen, in dessen Bezirk die größte Anzahl von 

Arbeitnehmern beschäftigt wird. Mit der Einzahlung ist dem Finanzamt der vorbezeichnete 

Nachweis einzureichen. 

Die einbehaltenen Beiträge sind auf dem Lohnkonto und dem Lohn- oder Gehaltsstreifen des 

beitragspflichtigen Arbeitnehmers zu vermerken. 

Wird der Arbeitslohn für einen monatlichen Zeitraum gezahlt, so ist der volle Monatsbeitrag 

bei der Zahlung des Arbeitslohnes einzubehalten. 

Wird der Arbeitslohn für einen kürzeren als monatlichen Zeitraum gezahlt, so ist der Beitrag 

für den Monat in voller Höhe bei der letzten Zahlung des Arbeitslohnes im Monat 

einzubehalten. Dies gilt auch bei Abschlagszahlungen auf den Arbeitslohn. Wird der 

Arbeitslohn für einen längeren als monatlichen Zeitraum gezahlt, so ist der Arbeitslohn zur 

Beitragserrechnung auf einen vollen Monat umzurechnen. Als voller Monat werden 15 und 

mehr Tage in einem Monat gerechnet. Der Beitrag richtet sich nach der Höhe des 

errechneten monatlichen Arbeitslohnes. Er ist mit der Zahl der vollen Monate zu 

vervielfachen und einzubehalten. 

Beim Wechsel des Arbeitgebers im Laufe eines Monats sind die Arbeitslöhne des 

Arbeitnehmers während eines Zeitraums von einem Monat zusammenzurechnen. Der 

Monatsbeitrag ist von dem Arbeitgeber einzubehalten, der zuletzt einen Lohn im Monat 

ausbezahlt. Ist dem Arbeitgeber, der den letzten Lohn im Monat ausbezahlt und deshalb zur 

Einbehaltung des Beitrages verpflichtet ist, der Arbeitslohn für die abgelaufene Zeit des 

Monats nicht bekannt, so kann der Arbeitslohn für den letzten Lohnzahlungszeitraum auf 

einen Monatslohn umgerechnet und der Beitrag nach dem errechneten monatlichen 

Arbeitslohn bemessen werden. 

Bezieht ein Arbeitnehmer Arbeitslohn aus mehreren gegenwärtigen oder früheren 

Dienstverhältnissen gleichzeitig von verschiedenen Arbeitgebern, so ist der Beitrag von dem 

Arbeitgeber, dem die erste Lohnsteuerkarte vorliegt, aus dem von ihm gezahlten Arbeitslohn 

einzubehalten. 

Das Finanzamt hat in Verbindung mit der Lohnsteuerprüfung die ordnungsgemäße 

Einbehaltung und Abführung der Beiträge zu prüfen. Für die Erhebung, Abführung, 

Festsetzung und Vollstreckung der Beiträge finden die für den Steuerabzug vom Arbeitslohn 



  
 
 

maßgeblichen Rechtsverordnungen entsprechende Anwendung. Die Verwaltung der 

Beiträge obliegt den Finanzbehörden. 
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